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11.Beibla tt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 16. Juli 1958 

269!A.B. 

zu 269/J 
A n fra ß e b e a n t w 0 r tun g 

Eine Anfrage der, flbg. M 2. c h u n z e . und Genossen, betreffend Rege­

lung der sozialversicherungsrechtlichen Ansprfiche österreichischer Staatsbür­

ger gegenüber der CSR, hat Bundesministerfür soziale Verwaltung Pro k s c h 

wie folgt beantwortetg 

In der vorliegenden Anfrage werden an den Bundesminister für soziale 

VeTI,,;:;.l tung folgende Fragen gestellt g 

1) Werden die von den tschechoslowakischen Versichorungsträgel'n wieder­

holt gomachten Zusagen, die Versicherungsunterlagen an die österreichischen . 

Versicherungsträger auszufolgen, eingehalten? 

2) Liegt bereits ein konkreter Entwurf für ein österreichisch­

tschechoslo wakisches Sozialversicherungsabkommen vor? 

3) Erstreckt sich dieses Abkommen auch auf die in der Vergangenheit 

zu erbringen gewesenen Rentenleistungen? 

4) YVürde einderartigeG Abkommen aLlch die Frage der sogenannten Mehr­

leistungsansprüche, die durch die Leistung zusätzlicher beziehungsweise erhöhter 

Beiträge entstanden sind, regeln? 

5) Wann ist mit der Anfnahme der Verhand lungen über den AbschlUß 

eines vom Herrn Gesandten der CSR. nngokündigten Abkommens z,u rechnen? 

In Beantwortungdioser Anfragen boehre ich mich folgendes nützuteileng 

Zu Anfrage 1; 

Das Staatsamt'für Soziale Sicherheit in Prag teilte mit Schreiben vom 

16. Jänner 1958, Zl.V/2.18l6",:,15.1.58, mit, d8.ß die Versichorungsunterlt::cen, um 

deren Übermittlung von den Versicherungsträgern ersucht 1,vurde, nunmehr in Ur-. 

schrift anstntt der Abschrift der 'Versicherungsverläufe übersendet werden. 

Mit dem :lunderlaß'voo 16. Mai 1958, Z1.1I-56.103-Z/58, ho.t dns Bundes­

ministerium für sozinle Verwaltung die in Betracht kommenden österreichischen 

Träger der Pensionsversicherung aufgefordert, bekanntzugeben, vne vielo Ansu­

chen botreffend tschechoslowekische Versicherungsunterlagen gestellt worden 

sind urtt in vrie vielen Fällen die Unterlagen eingelangt sind. Aus den eingolang­

ten Berichten ist zu entnehmen, daß bisher nur eiro verhäl tnismäßig. kloine Zahl 

VO:1 Ersuchen vom sto.atsamt für soziale Sicherheit erledigt wurden. 

Ich habe deshalb den Präsidenten des Staatsantes für Soziale Sicher­

heit mit Schreiben vom 29. Mai 1958, Z1.II - 50.241-Z/58, ersucht, sich der 

Übermi ttlung- der tschechoslowakischen Unterlagen, anzunehmen, damit die .L\nträge 
I 

nn.ch Teil 111 des Zweiten österreichisch-doutschen Sozi21versichoTuni5snbkownens 

erledigt werden können. 
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Mi t Schreiben vom 7. Juni 1958, Zl. NI/l-l 816-21. 2 .58 7 toil te dns St8.2 ts­

nmt mit, dnßmit der Übermittlung der urschriftlichen Unterlagen Ende April d.J. 

begonnen wurde und die Aktion innerh21b von cn. drei Monnten beendet soin 
U werde. Es sind inzwischen. 1186 nterlo.csen bein Bunclesministeriun für soziale 

Verwaltung einge1nngt. 

Zu Anfrage 2 ~ 

Ein konkreter Entwurf für ein österreichisch-tschechoslovmkisches So­

z:L::tlversicherungsnbkoDl::ten liegt nicht vor. 

Es fanden in der Zeit vom 4. bis 6. Juni 1957 in Wien östorroich·isch. 

tschechoslownkische Expertenbesprechungen über ein SoziDlversicherunGsnbkommen 

stettt. Das Ergebnis der Besprechungen kann vlie folgt zusnmmengefnßt nerdem 

Von tschechoslow8kischer Seite besteht Geneigheit 7 auf der Grundlage 

eines Abkommens zu verhnndeln, dns den ästerreichischen Vorschlägen zu Abkommen 

mi t anderen St,.::lCl ten entspricht. Von eine m solchen 1,bkommen sollen jedoch nach 

dem tschechoslowakischen Vorschlng die AnsprüctG beziehungsweise i .. mvnrtschaften 

aus der tschechoslowakischen Unfallversicherung und Rentenversicherung von Per­

sonen, die vor dem Tage des lrikrnfttretens des Abkommens,' der in der Zukunft 

lieGen soll, von dem einen stnnt in don o.n.deren St::wt übersiedelt sind, ::tusge­

schlossen werden. Die Versicherungslast für diesen Personenkreis soll jeYleils 

der Stao tüburnehmen, in delCl der' Berechtigte seinen Vvohnsi tz }Let. Dies würde 

grundsätzlich bedeuten, daß die Versicherungslnst der QUS der Tschechoslownkei 

noch Österreich ausgesiedelten Personen von Österreich und die Versicherungslnst 

der vvährenc1 der deutschen Besetzung in Österreich beschäftigt gevvosenen 

tschech08lownkischen Fremdarbeitor von der TschechosloVTnkischen Republik zu 

übernehmen wären. 

Der Präsident des Stantsaotes für Sozic::le Sicherheit in PrnG hat mir 

in seinem Schreiben vom 7. März 1958 mitgetoilt 9 daß er die Regelu...'1G der Gegen­

sei tiglcei t nuf dem Gebiete der Sozio lversicherung zwischen den beiden Stacten 

. mit seinen Fnchleuten prüfe. Eine weitere Mitteilung ist bisher nicht eingelangt. 

Zu Anfrage 3g 

Es wirdn uf die Beantwortung der ZV',,-; i ten Anfrnge hingewie sen. l'Tnch dem 

österreiohischon Vorschlag v.JÜ.rde sich dns Abkommen nuch nuf die in der Vergnngoo­

hei t zu erbringen gewesenen' Rentenleis tungen der t scheöhoslovvnkischon Unfall":,, 

versicherung Lmd Rentenversicherung erstrecken. 

Zu Anfrage 4g 

Es wird nuf die Benntwortung der zWeiten Anfrage hingewiesen. Nach 

dem österreichischen Vorschlag vrü:c'de etas Abkommen Quch die sogenannten Mehr-
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leistungsansprüche nus der tschechoslowo.kischen Rentenversicherung 

regeln. 

Zu Anfrage 5g 
Es wir'd auf db Beantwortung der zW8iten Anfrnge hingewioson. :Be­

züglich der Aufno.hme der Verhnndlungen über den Abschluß eines vom Herrn 

Gesandten der Tschechoslowakischen Republik o.ngekündigten AbkoJnr..1el1s ist mir 

derzeit nichts bekannt. Ich habe deshalb das Bundeskanzlernmt, Auswärtige 

ilngelegenhe i ten, ersucht, nä.here s über die Ausführungen des Herrn Ge sand ten 

festzustollen. 

-.-.-0-.-
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